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Einleitung

Zuletzt ist die Diskussion über Corona-Schutzimpfungen bei Kindern und
Jugendlichen in der öffentlichen Wahrnehmung immer präsenter gewor‐
den. Nachdem am 28.05.2021 die europäische Arzneimittelbehörde EMA
den BioNTech/Pfizer-Impfstoff für Kinder und Jugendliche ab zwölf Jahren
zugelassen hat,1 sprach am 19.08.2021 auch die Ständige Impfkommission
beim Robert-Koch-Institut die offizielle Empfehlung aus,2 alle Kinder und
Jugendlichen ab 12 Jahren unabhängig von einer etwaigen Vorerkrankung
mit dem mRNA-Impfstoff zu impfen. Kürzlich hat die europäische Arznei‐
mittelbehörde EMA den BioNTech/Pfizer-Impfstoff nun auch für Kinder
und Jugendliche ab fünf Jahren zugelassen.3

Die Freigabe des Corona-Impfstoffes für Kinder und Jugendliche wird
auch den rechtswissenschaftlichen Diskurs im Kindschaftsrecht neu ent‐
fachen, denn mit Corona-Schutzimpfungen für Kinder und Jugendliche
gehen interessante rechtliche Fragestellungen einher. Vor allem im Bereich
getrenntlebender, gemeinsam sorgeberechtigter Eltern wird der Frage, ob es
sich bei der Vornahme einer Corona-Schutzimpfung um eine „Angelegen‐
heit von erheblicher Bedeutung“ i.S.d. § 1687 Abs. 1 S. 1 BGB oder um eine
„Angelegenheit des täglichen Lebens“ i.S.d. § 1687 Abs. 1 S. 2 BGB handelt,
gesteigerte Relevanz zukommen. Von der Beantwortung dieser Frage hängt
einerseits ab, ob getrenntlebende gemeinsam sorgeberechtigte Eltern in
gegenseitigem Einvernehmen über die Impffrage entscheiden müssen oder
ob der betreuende Elternteil in dieser Angelegenheit alleinentscheidungsbe‐
fugt ist. Andererseits ist die Einordnung von Corona-Schutzimpfungen als
„Angelegenheit von erheblicher Bedeutung“ i.S.d. § 1687 Abs. 1 S. 1 BGB
Voraussetzung für eine etwaige Inanspruchnahme gerichtlicher Konfliktlö‐
sung insoweit uneiniger Eltern.

1 N.N.: https://www.ema.europa.eu/en/news/first-covid-19-vaccine-approved-children-a
ged-12-15-eu.

2 Robert-Koch-Institut: Epidemiologisches Bulletin 33/2021, S. 3.
3 N.N.: https://www.ema.europa.eu/en/news/comirnaty-covid-19-vaccine-ema-recomme

nds-approval-children-aged-5-11.
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Mit einer ähnlichen Fragestellung hat sich bereits der BGH in seiner
Masernimpfentscheidung vom 03.05.20174 befasst.

A. Anlass der Untersuchung

I. BGH, Beschluss vom 03.05.2017 – XII ZB 157/16

Diese Grundsatzentscheidung des BGH, die sich der Frage widmete, ob die
Vornahme von klassischen Schutzimpfungen für Kinder (Mumps, Masern,
Röteln, Tetanus, Diphtherie etc.) im Fall von getrenntlebenden gemeinsam
sorgeberechtigten Eltern in gegenseitigem Einvernehmen entschieden wer‐
den muss, hat den Anlass zu dieser Untersuchung gegeben.

Der Entscheidung des BGH lag folgender Sachverhalt zugrunde: Die Be‐
teiligten waren gemeinsam sorgeberechtigte Eltern für ihre 2012 geborene
Tochter, die im Haushalt der Mutter lebte. Zwischen den Eltern bestand
Uneinigkeit über die Notwendigkeit von Schutzimpfungen für die Tochter.
Der Vater befürwortete die Durchführung von Schutzimpfungen nach der
Empfehlung der ständigen Impfkommission des Robert-Koch-Instituts. Die
Mutter lehnte dies mit der Begründung ab, das Risiko von Impfschäden
wiege schwerer als das allgemeine Infektionsrisiko.

Der BGH stufte in seinem Beschluss die Durchführung von
Schutzimpfungen als „Angelegenheit von erheblicher Bedeutung“ i.S.d.
§ 1687 Abs. 1 S. 1 BGB ein und übertrug dem Vater als Antragsteller das
alleinige Entscheidungsrecht hierüber. Im Rahmen der Subsumption von
Schutzimpfungen für Kinder unter den Begriff der „Angelegenheit von
erheblicher Bedeutung“ schloss sich der BGH in weiten Teilen der Begrün‐
dung des vorinstanzlichen OLG Jena5 an.

Nur in einem Punkt ergänzte der Senat seine Begründung um einen
weiteren Aspekt: Im Sinne eines obiter dictum stellte der Senat fest, dass
die Frage nach Schutzimpfungen von insoweit uneinigen Eltern nachvoll‐
ziehbar als grundsätzliche Entscheidung empfunden und ihr folglich auch
subjektiv erhebliche Bedeutung zugemessen wird. Die Anwendung des
§ 1628 BGB als gerichtliche Konfliktlösungsvorschrift erscheine daher sei‐

4 BGH, Beschl. v. 03.05.2017 - XII ZB 157/16. Sämtliche Fundstellen der in dieser
Untersuchung aufgeführten gerichtlichen Entscheidungen finden sich in beigefügtem
Entscheidungsregister.

5 OLG Jena, Beschl. v. 07.03.2016 - 4 UF 686/16.

Einleitung
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nem Zweck entsprechend nicht zuletzt auch zur Sicherung des dem Kindes‐
wohl dienlichen Rechtsfriedens unter den Eltern als geboten.

II. Gesetzessystematische Ausgangslage

Gemäß § 1627 S. 1 BGB müssen gemeinsam sorgeberechtigte Eltern die
elterliche Sorge grundsätzlich in gegenseitigem Einvernehmen ausüben,
d.h. Eltern müssen in Fragen betreffend die elterliche Sorge in der Regel
gemeinsam entscheiden. Leben gemeinsam sorgeberechtigte Eltern indes
getrennt, regelt § 1687 Abs. 1 S. 2 BGB, dass der betreuende Elternteil Ent‐
scheidungen in „Angelegenheiten des täglichen Lebens“ alleine treffen darf.
Nur in sogenannten „Angelegenheiten von erheblicher Bedeutung“ müssen
die Eltern gemäß § 1687 Abs. 1 S. 1 BGB nach wie vor gemeinsam entschei‐
den.

§ 1687 BGB
(1) 1 Leben Eltern, denen die elterliche Sorge gemeinsam zusteht, nicht
nur vorübergehend getrennt, so ist bei Entscheidungen in Angelegen‐
heiten, deren Regelung für das Kind von erheblicher Bedeutung ist,
ihr gegenseitiges Einvernehmen erforderlich. 2 Der Elternteil, bei dem
sich das Kind mit Einwilligung des anderen Elternteils oder auf Grund
einer gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich aufhält, hat die Befugnis zur
alleinigen Entscheidung in Angelegenheiten des täglichen Lebens. 3 Ent‐
scheidungen in Angelegenheiten des täglichen Lebens sind in der Regel
solche, die häufig vorkommen und die keine schwer abzuändernden Aus‐
wirkungen auf die Entwicklung des Kindes haben. 4 Solange sich das Kind
mit Einwilligung dieses Elternteils oder auf Grund einer gerichtlichen
Entscheidung bei dem anderen Elternteil aufhält, hat dieser die Befugnis
zur alleinigen Entscheidung in Angelegenheiten der tatsächlichen Betreu‐
ung. 5 § 1629 Abs. 1 Satz 4 und § 1684 Abs. 2 Satz 1 gelten entsprechend.
(2) Das Familiengericht kann die Befugnisse nach Absatz 1 Satz 2 und 4
einschränken oder ausschließen, wenn dies zum Wohl des Kindes erfor‐
derlich ist.

Der in diesem Zusammenhang verwendete Begriff der „Angelegenheit von
erheblicher Bedeutung“ findet sich noch an anderer Stelle im Normge‐
füge der elterlichen Sorge, nämlich in der Konfliktlösungsvorschrift des
§ 1628 BGB wieder.

A. Anlass der Untersuchung
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§ 1628
1 Können sich die Eltern in einer einzelnen Angelegenheit oder in einer
bestimmten Art von Angelegenheiten der elterlichen Sorge, deren Rege‐
lung für das Kind von erheblicher Bedeutung ist, nicht einigen, so kann
das Familiengericht auf Antrag eines Elternteils die Entscheidung einem
Elternteil übertragen. 2 Die Übertragung kann mit Beschränkungen oder
mit Auflagen verbunden werden.

Gemäß § 1628 BGB können Eltern bei Meinungsverschiedenheiten in An‐
gelegenheiten von erheblicher Bedeutung das Gericht mit dem Ziel anru‐
fen, dass die Entscheidungsbefugnis in der streitigen Angelegenheit in Aus‐
nahme zum Grundsatz aus § 1627 S. 1 BGB nur einem Elternteil übertragen
wird. Das Gericht weist dann demjenigen Elternteil die alleinige Entschei‐
dungsbefugnis zu, der die am Kindeswohl orientierte Entscheidung vertritt.

Mithin findet sich der Begriff der „Angelegenheit von erheblicher Bedeu‐
tung“ in gleich zwei Vorschriften im Normgefüge der elterlichen Sorge
wieder.

III. Stand der Forschung

Der Begriff der „Angelegenheit von erheblicher Bedeutung“ ist vom Gesetz‐
geber äußerst vage formuliert und lässt bei der Gesetzesanwendung einen
großen Interpretationsspielraum zu. Bis zur Einführung des § 1687 BGB
war die Begriffsbestimmung vornehmlich von Fallgruppen geprägt, die
sich im Laufe der Zeit durch die Rechtsprechung herausgebildet hatten.
Seit Inkrafttreten des § 1687 BGB im Jahr 1998 hat sich sowohl in der
Rechtsprechung als auch im juristischen Schrifttum ein Begriffsverständnis
durchgesetzt, welches sich stark an der norminternen Ausgestaltung des
§ 1687 Abs. 1 BGB orientiert. Danach sind Angelegenheiten von „erhebli‐
cher Bedeutung“ im Sinne des § 1687 Abs. 1 S. 1 BGB von denjenigen „des
täglichen Lebens“ im Sinne des § 1687 Abs. 1 S. 2 BGB abzugrenzen. Da
„Angelegenheiten des täglichen Lebens“ in § 1687 Abs. 1 S. 3 BGB legaldefi‐
niert sind, wird im Umkehrschluss zu § 1687 Abs. 1 S. 3 BGB angenommen,
dass „Angelegenheiten von erheblicher Bedeutung“ in der Regel solche
sind, die nicht häufig vorkommen und schwer abzuändernde Auswirkun‐
gen auf die Entwicklung des Kindes haben. Die Abgrenzung zwischen
Angelegenheiten von „erheblicher Bedeutung“ und solchen des „täglichen

Einleitung
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